BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 17. Oktober 2017, IX B 98/17

Versaumung der Begriindungsfrist, Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, Vertretungszwang
ECLI:DE:BFH:2017:B.171017.1XB98.17.0
BFH IX. Senat

FGO & 115 Abs 2, FGO § 116 Abs 3S 1, FGO 8 116 Abs 3S 2, FGO 8 116 Abs 3S 3,FGO § 62 Abs 4S 1,FGO & 62 Abs 4 S
3

vorgehend Niedersachsisches Finanzgericht, 15. Juni 2017, Az: 5 K 10037/16
Leitsatze

1. NV: Eine Nichtzulassungsbeschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des vollstandigen Urteils unter
Darlegung der Voraussetzungen des & 115 Abs. 2 FGO schriftlich zu begriinden.

2. NV: Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann nicht gewahrt werden, wenn weder ein Antrag auf Wiedereinsetzung
gestellt worden ist noch Grunde fur die Versaumung der Beschwerdebegriindungsfrist dargelegt worden sind.

Tenor

Die Beschwerde des Kldgers wegen Nichtzulassung der Revision gegen das Urteil des Niedersachsischen Finanzgerichts
vom 16. Juni 2017 5 K 10037/16 wird als unzulassig verworfen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat der Klager zu tragen.

Grunde

1 Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzuldssig; denn sie ist nicht innerhalb der dafiir bestimmten Frist begriindet
worden (dazu unter 1.) und eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann nicht gewahrt werden (dazu unter 2.).
Das Schreiben des Klagers und Beschwerdefuhrers (Klager) vom 1. September 2017 kann nicht als Begriindung
beruicksichtigt werden (dazu unter 3.).

2 1.Nach § 116 Abs. 3 Satze 1 bis 3 der Finanzgerichtsordnung (FGO) ist die Nichtzulassungsbeschwerde innerhalb
von zwei Monaten nach Zustellung des vollstandigen Urteils beim Bundesfinanzhof (BFH) unter Darlegung der
Voraussetzungen des § 115 Abs. 2 FGO schriftlich zu begriinden. Im Streitfall ist das angefochtene Urteil dem
Prozessbevollmachtigten des Klagers am 3. Juli 2017 zugestellt worden; die Frist von zwei Monaten endete danach
mit Ablauf des 4. September 2017 (vgl. 8§ 54 FGO i.V.m. & 222 Abs. 1 und 2 der Zivilprozessordnung und & 187 Abs. 1,
§ 188 Abs. 2 des Birgerlichen Gesetzbuchs), weil der 3. September 2017 ein Sonntag war. Eine
Beschwerdebegrindung ist jedoch beim BFH nicht eingegangen.

3 2. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach & 56 FGO wegen der Versaumung der
Beschwerdebegrindungsfrist kommt im Streitfall nicht in Betracht. Obwohl mit Vorsitzendenschreiben vom
5. September 2017, das dem Prozessbevollmachtigten des Klagers am 8. September 2017 zugestellt worden ist, auf
den Ablauf der Beschwerdebegriundungsfrist und die Mdglichkeit der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
hingewiesen worden ist, hat der Klager weder einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gestellt
noch Griinde fur die Versaumung der Beschwerdebegriindungsfrist dargelegt.

4  3.Das Schreiben des Klagers vom 1. September 2017 nebst Anlagen kann nicht als Begriindung berucksichtigt
werden, da dieses vom Kladger selbst verfasst ist und der Klager nicht vor dem BFH postulationsfahig ist. Vor dem
BFH mussen sich die Beteiligten nach § 62 Abs. 4 Satz 1 FGO durch Prozessbevollmachtigte vertreten lassen. Als
Bevollmachtigte sind gemaR & 62 Abs. 4 Satz 3 FGO nur die in § 62 Abs. 2 Satz 1 FGO bezeichneten Personen und
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Gesellschaften zugelassen. Dies sind u.a. Rechtsanwalte, Steuerberater, Wirtschaftsprifer und vereidigte Buchpriifer
sowie Rechtsanwalts-, Steuerberatungs- und Wirtschaftsprifungsgesellschaften. Der Klager zahlt jedoch nicht zu
diesem Personenkreis.

5 4. Von einer weiteren Begriindung und insbesondere der Darstellung des Sachverhalts wird gemaR & 116 Abs. 5
Satz 2 FGO abgesehen.

6 5. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.
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Page 2 of 2


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE201750283/

	Beschluss vom 17. Oktober 2017, IX B 98/17
	Leitsätze
	Tenor
	Gründe


